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UNESCO Organisation des Nations unies pour l'education, la science et la culture
SIDA Syndrome de l'immunodéficience acquise
APF Assemblée parlementaire de la Francophonie
VIH Virus de l'immunodéficience humaine
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OIF Organisation International de la Francophonie
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OFC Office fédéral de la culture
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Allgemeine Chronik

Bildung, Kultur und Medien

Kultur, Sprache, Kirchen

Kulturpolitik

Ein ständiger Streitpunkt bildet in den Städten auch die Verteilung der Zuwendungen
an die sogenannte «etablierte» und die «alternative» Kultur. So entspann sich etwa in
Basel ein Streit um die zukünftige Verwendung des alten Stadtgärtnereiareals, das
entweder als Volkspark hergerichtet oder aber einem alternativen Kulturzentrum Platz
bieten soll. In Bern wurde die ehemalige Dampfzentrale für einen zweijährigen Versuch
einer kulturellen Nutzung geöffnet, doch die Auseinandersetzungen um das Schicksal
der städtischen Reitschule hielten an. Deren Abbruch forderte eine Initiative der NA,
deren Schutz ein Gutachten der Denkmalpflege-Kommission und deren Nutzung die
«Interessengemeinschaft Kulturraum Reitschule» (IKUR). Die Hitzigkeit dieser
kulturpolitischen Diskussion nahm mit der gewaltsamen polizeilichen Räumung des
Hüttendorfes «Zaffaraya» noch zu, doch wurden mit der provisorischen Öffnung der
Reithalle über die Weihnachtstage auch wieder Ansätze zu versöhnlicheren Positionen
sichtbar.

Zeichen für eine allmähliche Etablierung der alternativen Kultur waren dagegen
andernorts auszumachen. Die Stadt Genf sprach einen Kredit von CHF 4.3 Mio. für die
Errichtung eines alternativen Kulturzentrums, und mit einer grossen Mehrheit
bestätigten die Zürcher Stimmbürgerinnen und -bürger in einer Volksabstimmung den
vom städtischen Parlament gesprochenen Umbau- und Betriebskredit für die Rote
Fabrik. Gleichzeitig wurde damit auch einem Trägerschaftsmodell zugestimmt, das dem
seit den Jugendunruhen von 1981 bestehenden Versuchsbetrieb eine dauerhafte
rechtliche Grundlage verlieh, deren grosse kultur- und gesellschaftspolitische
Bedeutung von Vertretern aller grossen Parteien im Vorfeld der Abstimmung immer
wieder betont worden war. 1

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 30.12.1987
LUZIUS MEYER

Eine Untersuchung, welche die Stadt Lausanne 1988 in Auftrag, gegeben hatte, bot
einen interessanten Überblick über die Kulturausgaben der grossen Schweizer Städte.
In Prozenten der allgemeinen Gemeindeausgaben gemessen lag so 1987 Genf mit 17.4
Prozent deutlich an der Spitze, gefolgt von Luzern (6%), Basel (5.8%), St. Gallen (4.9%),
Zürich (3.3%) und – ex aequo – Bern und Lausanne (3.2%). Umgerechnet auf
aufgewendete Franken pro Kopf der Bevölkerung zeigten sich Basel und Genf
besonders kulturfreundlich (CHF 740.1 bzw. CHF 550.6), während Luzern (CHF 257.4),
Zürich (CHF 231.2), Lausanne (CHF 196.5), St. Gallen (CHF 184.4) und Bern (CHF 177.6)
deutlich zurücklagen. 2

KANTONALE POLITIK
DATUM: 06.11.1989
MARIANNE BENTELI

Bund, Kantone und Gemeinden spielen in der Kulturförderung nach wie vor die
Hauptrolle, doch wird rund jeder sechste Franken von Unternehmen und Stiftungen
beigesteuert. Dies ging aus der ersten Erhebung über die private Kulturförderung
hervor, die das Bundesamt für Kultur (BAK) und das Bundesamt für Statistik (BFS) Ende
Sommer gemeinsam veröffentlichten.

1989 erreichten die öffentlichen Kulturausgaben 1,52 Mia Fr., rund 225 Fr. pro Kopf der
Bevölkerung. Die Kantone wendeten 574 Mio auf, und der Bund schoss 143 Mio Fr. zu.
Der Anteil der Kulturförderung betrug bei den Gemeindeausgaben 3,5%, bei den
Kantonen 2,1% und beim Bund 0,5%. Demgegenüber wendete die Privatwirtschaft 1991
250 bis 300 Mio Fr. für kulturelle Zwecke auf, wobei Grossverteiler, Banken und
Versicherungen eine zentrale Rolle spielten; Stiftungen steuerten weitere 60 Mio bei. 

Bei den öffentlichen Kulturausgaben zeigte sich, dass die Gemeinden mit 53% die
Hauptlast tragen. Allein die Hälfte davon ging auf das Konto der Städte Basel, Bern,
Genf, Lausanne und Zürich, die für den Betrieb der grossen Museen, Theater,
Konzerthäuser und Orchester verantwortlich sind. Pro Kopf der Bevölkerung wurden
die folgenden kumulierten Beträge für Gemeinde- und Kantonsausgaben ermittelt:
Basel-Stadt 711 Fr., Genf 506, Zug 302, Waadt 238, Zürich 218, Bern 149. Die geringsten
Kulturausgaben pro Kopf wiesen Appenzell-Innerrhoden (33 Fr.), Uri (39), Jura (71) und
Appenzell-Ausserrhoden (77) auf.

BERICHT
DATUM: 18.06.1992
MARIANNE BENTELI
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Gemäss den Autoren der Studie spiegeln die Ergebnisse das in der Schweiz bewährte
"Prinzip der doppelten Subsidiarität" wieder: Einerseits übernimmt die öffentliche
Hand jene Aufgaben, welche die privaten Kräfte übersteigen; andererseits stehen im
öffentlichen Bereich die Gemeinden im Zentrum, Kantone und Bund springen nur bei
übergreifenden Aufgaben ein. Als besonders typisches Beispiel dieser Aufgabenteilung
wurde die Denkmalpflege genannt. 3

Eine von der Präsidialabteilung der Stadt Zürich in Auftrag gegebene Studie erbrachte
neues Zahlenmaterial zu den Kulturausgaben der grossen Schweizer Städte und
erlaubte auch den internationalen Vergleich mit dem Nachbarland Deutschland.
Unterscheidet man in den Stadtkantonen Basel-Stadt und Genf die gesamten
Kulturausgaben nach Bildung und eigentlichen Kultursubventionen und wendet den in
Zürich praktizierten Verteilschlüssel zwischen Kanton und Stadt an, so stand 1989
Zürich mit knapp 87 Mio Fr. Kulturausgaben deutlich an der Spitze der Schweizer Städte
vor Basel (62 Mio), Genf (32 Mio), Bern (24 Mio) und St. Gallen (14 Mio). Verglichen mit
den grossen deutschen Städten Hamburg (240 Mio), Frankfurt (214 Mio) und München
(162 Mio) nimmt sich das kulturelle Engagement der Schweizer Städte relativ bescheiden
aus, doch vergleicht man die Ausgaben, die jede Stadt pro Kopf der Einwohnerschaft
tätigt, ergibt sich eine ganz andere Rangliste, in welcher nun Basel (368 Fr. pro Kopf) vor
Frankfurt (343 Fr.) und Zürich (253 Fr.) führt. Genf, St. Gallen und Bern folgen auf den
folgenden Rängen, noch vor Stuttgart, Hamburg und München. Der Anteil der
Kulturausgaben an den gesamten städtischen Ausgaben sollte gemäss der Studie auch
zeigen, wie hoch die Bedeutung ist, die eine Stadt der Kultur im Vergleich zu anderen
Aufgabenbereichen wie Bildung, Gesundheit, Verkehr, soziale Wohlfahrt etc. beimisst.
Auch bei dieser Betrachtungsweise schnitten die Schweizer Städte in ihrem Kultureffort
nicht schlecht ab. An erster Stelle lag Genf, wo 6,1 % der städtischen Ausgaben auf die
Kultur entfallen. In Frankfurt sind es 5,5%, in St. Gallen 4,5% und in Hamburg und Basel
4,4%. Zürich und Bern verzeichnen lediglich einen Anteil von 3,5 bzw. 3,1%. 4

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 06.04.1993
MARIANNE BENTELI

Die Genfer Stimmberechtigten sprachen sich mit Zweidrittelsmehrheit für den Schutz
des legendären "Alhambra", eines Variété-Theaters am Rand der Altstadt aus. An seiner
Stelle sollte nach den Plänen von Gewerbetreibenden ein riesiges Parkhaus entstehen.
Unter dem Motto "culture contre voiture" wurde im Abstimmungskampf ein
regelrechter Glaubenskrieg um die Stellung der Kultur im städtischen Umfeld
ausgefochten. 5

KANTONALE POLITIK
DATUM: 13.03.1995
MARIANNE BENTELI

Im November 2017 hat die UNESCO zwei Schweizer Bewerbungen in ihr Register
«Memory of the World» aufgenommen. Neu werden das sich im Stiftsarchiv und der
Stiftsbibliothek befindende schriftliche Erbe des Klosters St. Gallen sowie die
Archivbestände des DOCIP in Genf unter dem Weltdokumentenerbe geführt. Bis anhin
waren drei Schweizer Bewerbungen in das Weltregister aufgenommen worden: die
Sammlungsbestände Jean-Jacques Rousseaus in Genf und Neuenburg (seit 2011), der
Nachlass zum Montreux Jazz Festival (seit 2013) und die Bibliotheca Bodmerina
1916–1971 (seit 2015). 
«Memory of the World» ist ein Kommunikations- und Informationsprogramm der
UNESCO, das als seine drei Hauptziele erstens den Erhalt des dokumentarischen Erbes,
zweitens die Sicherstellung des universellen Zugangs zu ebendiesem und drittens die
Förderung der Bewusstseinsbildung für die Bedeutung des Erbes und die
Notwendigkeit seiner Bewahrung verfolgt. Das Programm wurde 1993 zur Förderung des
Schutzes des dokumentarischen Erbes der Menschheit lanciert, um dieses vor der
wachsenden Bedrohung durch Vernachlässigung und den Zahn der Zeit, aber auch
durch mutwillige Zerstörung zu bewahren. Anstoss für das Programm war die 1992
während der Belagerung von Sarajevo im Bosnienkrieg erfolgte, vorsätzliche Zerstörung
der Nationalbibliothek gewesen. 6

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 07.11.2017
MELIKE GÖKCE

01.01.65 - 01.01.21 2ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Kirchen und religionspolitische Fragen

Nachdem 1994 und 1995 bei vier Dramen um die Sonnentemplersekte 74 Menschen
ums Leben gekommen waren, darunter auch eine gewisse Anzahl von in Genf ansässigen
Personen, hatte die Genfer Regierung einen Expertenbericht in Auftrag gegeben, um
sich ein Bild über das Ausmass der Gefahr zu machen, die von zweideutigen religiösen
Organisationen ausgeht. Nach Abschluss ihrer Untersuchung schlugen die Experten
nicht weniger als 40 Massnahmen gegen die negativen Einflüsse sektenähnlicher
Organisationen und Gruppierungen vor. Angeregt wurden unter anderem eine
verstärkte Aufklärung über Sekten im allgemeinen sowie eine Verbesserung der
Opferhilfe für Ausstiegswillige. Die Genfer Regierung leitete darauf dem
Kantonsparlament zwei Standesinitiativen zu. Mit der einen Initiative soll ein Artikel ins
Strafgesetzbuch aufgenommen werden, der die "Gehirnwäsche" von Menschen strafbar
machen würde. Das zweite Begehren sieht vor, dass die Gründung und das Bestehen
eines Vereins obligatorisch den Behörden gemeldet werden muss. 7

STANDESINITIATIVE
DATUM: 19.02.1997
MARIANNE BENTELI

In Genf öffnete das Internationale Reformationsmuseum, das mit privater
Unterstützung gegründet worden war, seine Tore. Da die Reformation in Genf den
Grundstein zur Trennung von Kirche und Staat gelegt hatte, konnten die Initianten nicht
mit öffentlichen Geldern rechnen. 8

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 12.05.2005
MAGDALENA BERNATH

Der Freiburger Dominikaner Charles Morerod wurde im November zum neuen Bischof
von Freiburg (Diözese Lausanne-Genf-Fribourg) ernannt. Er folgt auf den im September
2010 im Amt verstorbenen Bernard Genoud. 9

ANDERES
DATUM: 31.12.2011
SUZANNE SCHÄR

Archive, Bibliotheken, Museen

Einstimmig im Ständerat und mit wenigen Gegenstimmen im Nationalrat wurde eine
Finanzhilfe von jeweils 1,1 Mio Fr. für die Jahre 1992 und 1993 zugunsten des
Internationalen Rotkreuz- und Rothalbmondmuseums in Genf beschlossen. Sowohl
Bundesrat wie die Kammern betonten aber, dass dies nicht als Präjudiz für weitere
Museumsgründungen auf privater Basis zu werten sei. Die Anträge von Lega und SD,
dass die Finanzhilfe nur unter der Bedingung zu gewähren sei, dass das Defizit ab 1994
durch weitere Gönnerbeiträge ausgeglichen wird, wurden klar abgelehnt. Angesichts
der Bedeutung der beiden karitativen Organisationen für die Schweiz und besonders
für Genf stellte der Bundesrat in Aussicht, bis Ende 1993 eine neue diesbezügliche
Vorlage auszuarbeiten. 10

VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS
DATUM: 18.06.1992
MARIANNE BENTELI

Buchmarkt

Bereits im Vorjahr war im Nationalrat die finanzielle Unterstützung der Genfer
Buchmesse durch den Bund thematisiert worden. Der Bundesrat hatte damals darauf
verwiesen, dass ein regelmässiges Engagement erst mit der gesetzlichen Umsetzung des
Kulturförderungsartikels der Bundesverfassung möglich sein wird. In Anerkennung der
Bedeutung dieser Messe als Brückenschlag zwischen den Sprachregionen hatte er einen
einmaligen Beitrag von 500'000 Fr. aus dem Gedenkmünzenverkauf 1999 gesprochen.
Da dieser Betrag nun aufgebraucht war, verlangte ein Postulat der nationalrätlichen
WBK die Ausrichtung einer jährlichen Subvention von rund 300'000 Fr. ab 2002. Der
Bundesrat nahm den Vorstoss entgegen und versprach, das Anliegen im Voranschlag
2002 (BRG 01.046) zu prüfen. Zwei Anträge im Parlament (Brunner, sp, GE im Ständerat
und Neirynck, cvp, VD im Nationalrat), diesen Betrag bereits ins Budget 2001
aufzunehmen, wurden aus finanzpolitischen Gründen abgelehnt. 11

POSTULAT
DATUM: 14.12.2001
MARIANNE BENTELI
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Film

Im Mai gründeten die sechs Westschweizer Kantone Genf, Waadt, Wallis, Neuenburg,
Freiburg und Jura zusammen mit Vertretern der Städte Lausanne und Genf eine
Westschweizer Filmstiftung. Dotiert mit 10 Mio. CHF jährlich, soll die Fondation
romande pour le cinéma die Westschweizer Filmförderung koordinieren und
professionalisieren. 12

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 28.05.2011
SUZANNE SCHÄR

Sprachen

In der Herbstsession 2020 nahmen beide Räte den Tätigkeitsbericht der Delegation bei
der Parlamentarischen Versammlung der Frankophonie (APF) für 2019 zur Kenntnis.
Wie schon in den Jahren zuvor lag der Schwerpunkt der Delegationstätigkeit auf der
Wahrung der demokratischen Grundsätze, der Rechtsstaatlichkeit und der guten
Regierungsführung im frankophonen Raum. Diese Anliegen vertrat die Delegation auch
2019 im Rahmen ihres offiziellen Mandats auf nationaler, regionaler und internationaler
Ebene. So brachte sie ihre Expertise beispielsweise an der 45. APF-Jahrestagung ein,
die im Berichtsjahr vom 4.–9. Juli unter dem Motto «Parlements et renforcement de la
démocratie» in Abidjan (CIV) stattfand, oder tauschte sich zwischen dem 13. und 16.
November im jurassischen Delsberg mit Vertretungen der Assemblée régionale Europe
(ARE) aus.
Auf internationaler Ebene setzte die Delegation ihre thematischen Schwerpunkte – wie
auch schon im Jahr zuvor – beim grenzüberschreitenden Frauen- und Kinderhandel,
bei den Lebensmittelverlusten und der Lebensmittelverschwendung, bei der
Abschaffung der Todesstrafe, beim Schutz persönlicher Daten sowie der gemeinsamen
Finanzierung des Fernsehsenders TV5 Monde an. 2019 kam ergänzend das Engagement
für die Selbstbestimmung der Völker und für die Volksrechte hinzu, was insbesondere
im Rahmen der Regionalversammlung in Delsberg zur Sprache gekommen war.
Delegationsintern wurden die Beziehungen zwischen China und Afrika sowie die
Prävention von gewalttätigem Extremismus und Radikalisierung thematisch fokussiert.
2019 standen für die APF auch einige Änderungen an. Nach der Eröffnung der 51.
Legislatur fand im Dezember die konstituierende Sitzung der Delegation statt, die sich
für die nächsten vier Jahre neu zusammensetzen würde. Unter anderem übernahm neu
Laurent Wehrli (fdp, VD) das Delegationspräsidium von Jean-Pierre Grin (svp, VD).
Erfreulicherweise konnte die Schweizer Delegation das Präsidium der Kommission für
Bildung, Kommunikation und Kultur (CECAC) halten, auch hier wurde das Amt mit
Legislaturwechsel von Ständerat Didier Berberat (sp, NE) an Ständerat Christian Levrat
(sp, FR) übergeben. Eine wesentliche Änderung hinsichtlich der internationalen
Mandate der Delegation zeigte sich in einer Ausweitung der Personalkompetenzen:
Beide Räte gewährten noch im Dezember 2020 einen Kredit zur Entsendung eines
Parlamentsdienstmitarbeitenden für das Generalsekretariat der APF. 
Der Bericht schliesst mit dem neuerlichen Verweis auf die politische Bedeutung des
frankophonen Afrikas für die Organisation. Dies aufgrund dreier Faktoren: Erstens
deuteten Trends auf einen besonders starken und voraussichtlich anhaltenden
Bevölkerungswachstum auf dem Kontinent hin, zweitens dürfte aufgrund der
Entwicklungen im Bildungsbereich der Anteil an Französischsprechenden zunehmen
und drittens diene die OIF im Vorfeld von UNO-Verhandlungen oft als Dialogplattform,
was sowohl die Organisation selbst als auch den afrikanischen Kontinent auf das
internationale Parkett hieve. Im Weiteren werde die Delegation 2020 ihre Arbeiten zu
Lebensmittelverlusten und -verschwendung abschliessen und sich nach anderen
möglichen Handlungsbereichen erkunden. Schliesslich bereite sich die Delegation auf
das voraussichtlich am 3. und 4. September 2020 in Genf stattfindende jährliche
Treffen des APF-Parlamentariernetzwerks für die Bekämpfung von HIV/Aids,
Tuberkulose und Malaria vor. 13

BERICHT
DATUM: 17.09.2020
MELIKE GÖKCE
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